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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Novellierung des Bundespersonalvertretungsgesetzes

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 224. Sitzung am 22. April 2021 aufgrund  

der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Inneres und  

Heimat – Drucksache 19/28839 – den von der Bundesregierung eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Bundespersonalvertretungs-

gesetzes 

– Drucksachen 19/26820, 19/26917 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 28.05.21 

Erster Durchgang: Drs. 14/21



 

 

 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) § 9 wird wie folgt geändert: 

aa) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Auf Verlangen einer Gewerkschaft oder einer Vereinigung der Arbeitgeber hat die 

Dienststelle in ihrem Intranet auf den Internetauftritt der Gewerkschaft oder der 

Arbeitgebervereinigung zu verlinken.“ 

bb) In Absatz 4 werden die Wörter „durch § 2 Absatz 5“ gestrichen. 

b) § 38 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Die Sitzungen des Personalrats finden in der Regel als Präsenzsitzung in Anwesenheit 

seiner Mitglieder vor Ort statt. Die Sitzung kann vollständig oder unter Zuschaltung 

einzelner Personalratsmitglieder mittels Video- oder Telefonkonferenz durchgeführt 

werden, wenn 

1. vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die durch die Dienststelle zur 

dienstlichen Nutzung freigegeben sind, 

2. nicht mindestens ein Viertel der Mitglieder oder die Mehrheit der Vertreterinnen und 

Vertreter einer Gruppe des Personalrats binnen einer von der oder dem Vorsitzenden 

zu bestimmenden Frist gegenüber der oder dem Vorsitzenden widerspricht und 

3. der Personalrat geeignete organisatorische Maßnahmen trifft, um sicherzustellen, dass 

Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können.“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Das Recht eines Personalratsmitglieds auf Teilnahme an der Sitzung vor Ort bleibt durch 

die Durchführung der Sitzung mittels Video- oder Telefonkonferenz unberührt.“ 

c) Dem § 39 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In der Geschäftsordnung kann die Beschlussfassung im elektronischen Verfahren 

vorgesehen werden. § 38 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 und 3 gilt entsprechend. Die 

Beschlussfassung im elektronischen Verfahren ist unzulässig, wenn ein Mitglied des 

Personalrats oder eine nach § 37 teilnahmeberechtigte Person binnen einer von der oder dem 

Vorsitzenden zu bestimmenden Frist gegenüber der oder dem Vorsitzenden widerspricht. Die 

oder der Vorsitzende gibt das Ergebnis der Beschlussfassung im elektronischen Verfahren 

spätestens in der nächsten Sitzung des Personalrats bekannt.“ 

d) Dem § 45 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) In der Geschäftsordnung kann die Durchführung der Sprechstunde mittels Video- 

oder Telefonkonferenz vorgesehen werden. § 38 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 und 3 sowie Satz 3 

gilt entsprechend.“ 

e) Dem § 58 Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Der Personalrat kann die Personalversammlung im Einvernehmen mit der Leiterin oder dem 

Leiter der Dienststelle mittels Videokonferenz in Nebenstellen oder Teile der Dienststelle 

übertragen. § 38 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 und 3 sowie Satz 3 gilt entsprechend. Die 

Möglichkeit zur Durchführung von Teilversammlungen bleibt unberührt.“
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f) Dem § 74 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Für die Verhandlung und Beschlussfassung der Einigungsstelle gilt § 38 Absatz 3 

Satz 1, 2 Nummer 1 und 3 sowie Satz 3 entsprechend. Die Verhandlung und Beschlussfassung 

mittels Video- oder Telefonkonferenz ist unzulässig, wenn ein Mitglied der Einigungsstelle 

binnen einer von der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist gegenüber der oder dem 

Vorsitzenden widerspricht. Mitglieder der Einigungsstelle, die mittels Video- oder 

Telefonkonferenz teilnehmen, gelten als anwesend.“ 

g) In § 98 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „Anhörung nachholen“ durch die Wörter 

„Stellungnahme nachträglich einholen“ ersetzt. 

h) § 100 Absatz 2 Satz 3 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Die gleichzeitige Mitgliedschaft im Personalrat und in der Jugend- und 

Auszubildendenvertretung ist zulässig. Ein Mitglied des Personalrats, das gleichzeitig Mitglied 

der Jugend- und Auszubildendenvertretung ist, darf bei Beschlussfassungen des Personalrats, 

bei denen die Vertreterinnen und Vertreter der Jugend- und Auszubildendenvertretung 

stimmberechtigt sind, nur eine Stimme abgeben.“ 

i) Dem § 104 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Darüber hinaus sollen die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle und die Jugend- und 

Auszubildendenvertretung mindestens einmal im Halbjahr zu einer Besprechung 

zusammentreten.“

j) In § 131 wird die Angabe „2023“ durch die Angabe „2024“ ersetzt. 

2. Die Artikel 2 und 5 werden aufgehoben. 

3. Artikel 3 wird Artikel 2. 

4. Artikel 4 wird Artikel 3 und Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

‚5. Dem § 36 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die Versammlungen der Vertrauenspersonen finden in der Regel als Präsenzsitzung 

in Anwesenheit ihrer Mitglieder vor Ort statt. Die Versammlung kann vollständig oder unter 

Zuschaltung einzelner Mitglieder mittels Video- oder Telefonkonferenz durchgeführt werden, 

wenn

1. vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die durch die Dienststelle zur dienstlichen 

Nutzung freigegeben sind, 

2. nicht mindestens ein Viertel der Mitglieder der Versammlung der Vertrauenspersonen 

binnen einer von der Sprecherin oder dem Sprecher zu bestimmenden Frist gegenüber 

der Sprecherin oder dem Sprecher widerspricht und 

3. die Versammlung der Vertrauenspersonen geeignete organisatorische Maßnahmen trifft, 

um sicherzustellen, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. 

Eine Aufzeichnung ist unzulässig. Mitglieder, die mittels Video- oder Telefonkonferenz an 

Sitzungen teilnehmen, gelten als anwesend im Sinne der Absätze 2 und 3. Absatz 4 Satz 2 

zweiter Halbsatz findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die Sprecherin oder der Sprecher 

vor Beginn der Beratung die zugeschalteten Mitglieder feststellt und in die Anwesenheitsliste 

einträgt. Das Recht eines Mitglieds der Versammlung der Vertrauenspersonen auf Teilnahme 
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an der Sitzung vor Ort bleibt durch die Durchführung der Sitzung mittels Video- oder 

Telefonkonferenz unberührt.“ ‘ 

5. Die Artikel 6 bis 26 werden die Artikel 4 bis 24. 

6. Artikel 27 wird Artikel 25 und wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „2023“ durch die Angabe „2024“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 
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